
ÜBERTRAGUNGSVEREINBARUNG
[Kennnummer dieser Vereinbarung]
Die Europäische Gemeinschaft, vertreten durch die Kommission der Europäischen Gemeinschaften (nachstehend „Kommission“ genannt),
einerseits
und
[Name des Gebers
] (nachstehend „Geber“ genannt)
andererseits
sind wie folgt übereingekommen:
Artikel 1 – Zweck
(1)
Der Geber gewährt der Kommission einen Beitrag von insgesamt [Betrag angeben], der von der Kommission im Namen des Gebers verwaltet wird, um die in Anhang I beschriebene Aktion mit der Bezeichnung [Bezeichnung des Projekts/Programms] (nachstehend „Aktion“ genannt) zu kofinanzieren.
(2)
Der Geber zahlt seinen Beitrag [Verfahren 1: in einer Rate / Verfahren 2: in mehreren Raten nach Artikel 2 Absatz 5. Die Raten werden nach folgendem Zeitplan gezahlt: <Termine und Beträge angeben>].
Artikel 2 – Verfahren
(1)
Der Geber leistet den Beitrag unter den Voraussetzungen und zu den Bedingungen, die in dieser Vereinbarung und ihren Anhängen festgelegt sind.
(2)
Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diesen Beitrag im Rahmen der Aktion nach den für [den Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) / den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften] geltenden Verfahren zu verwalten.
(3)
Der Beitrag wird innerhalb eines Monats nach Eingang einer von der Kommission ausgestellten Zahlungsaufforderung unter Angabe der Bezeichnung der Aktion und der übrigen von der Kommission in der Zahlungsaufforderung verlangten haushalts​technischen Vermerke auf das in der Zahlungsaufforderung angegebene Bankkonto überwiesen. Der Beitrag kann auch zur Deckung der Überwachungs-/Evaluierungs-/Rechnungsprüfungskosten der Aktion verwendet werden.
(4)
Zur Deckung der bei der Verwaltung des Beitrags entstehenden Verwaltungs​gemeinkosten erhält die Kommission [<Prozentsatz
 angeben>] des in Artikel 1 angegebenen Betrages.
(5)
Im Falle mehrerer Raten verlangt die Kommission auf der Grundlage des voraussichtlichen Barmittelbedarfs der Aktion einen jährlichen Beitrag nach Absatz 3. Der Beitrag wird im selben Haushaltsjahr für die Finanzierung der Aktion gebunden.
(6)
Zinsen werden als Teil des Beitrags angesehen. Die Vertragsparteien kommen daher überein, dass Zinsen außer in den Fällen des Absatzes 7 nicht an den Geber überwiesen werden.
(7)
Bei vorzeitiger Kündigung bzw. bei Abschluss der Aktion werden die während der Durchführung der Aktion nicht gebundenen Restmittel aus dem Beitrag des Gebers, einschließlich der verbleibenden Zinsen, nach den einschlägigen Bestimmungen der [Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften / Finanzregelung für den 10. EEF] anteilmäßig an den Geber zurückgezahlt. Dies gilt auch für Mittel, die nach der endgültigen Feststellung der für die Finanzierung in Betracht kommenden Kosten der Aktion von den Begünstigten der Aktion zurückgefordert werden.
Artikel 3 – Buchführung und Rechnungsprüfung[, Sichtbarkeit und Berichterstattung]
(1)
Die Kommission führt über die Durchführung der mit dem Beitrag des Gebers kofinanzierten Aktion genau und regelmäßig Buch.
Für den Beitrag des Gebers gelten die Verfahren der Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften und der Finanzregelung für den 10. EEF für die interne und die externe Prüfung.
(2)
Die Kommission gewährleistet die Sichtbarkeit des Beitrags des Gebers.
(3)
fakultativ Die Kommission übermittelt dem Geber [Periodizität der zu übermittelnden Berichte angeben] [Zahl der Kopien angeben] Kopien [Art der zu übermittelnden Berichte angeben].
Artikel 4 – Änderung dieser Vereinbarung
Diese Vereinbarung, einschließlich ihrer Anhänge, kann nur durch schriftliche Vereinbarung zwischen der Kommission und dem Geber geändert werden.
Artikel 5 – Geltendes Recht – zuständige Gerichte
(1)
Für den Beitrag gelten die vorliegende Vereinbarung, Gemeinschaftsrecht und subsidiär belgisches Recht.
(2)
Bei Streitigkeiten über die Auslegung, Anwendung oder Erfüllung, einschließlich des Bestehens, der Gültigkeit und der Kündigung dieser Vereinbarung nehmen die Kommission und der Geber auf Ersuchen einer Vertragspartei Beratungen auf. Kommt in diesen Beratungen eine gütliche Beilegung der Streitigkeit zur Zufriedenheit beider Vertragsparteien nicht zustande, so kann eine Vertragspartei das Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaft bzw. im Falle eines Rechtsmittels den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften mit der Sache befassen.
(3)
Diese Vereinbarung ist nicht so auszulegen, als enthalte sie einen Verzicht auf Vorrechte oder Befreiungen, die einer Vertragspartei durch ihre Satzung oder das Völkerrecht gewährt werden.
Artikel 6 – Anschriften
Mitteilungen im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung, die schriftlich übermittelt werden müssen, und sonstige Schreiben sind an die nachstehenden Anschriften zu senden.
Europäische Kommission
DG […]
Referat
[zuständiges Referat]
Kopien von Finanzunterlagen sind auch zu senden an:
Europäische Kommission
DG […]
Referat
[Referat Finanzen und Vertragsabwicklung / Referat Programmierung und Haushaltsfragen]
Für [Geber]:
An
[vom Geber festzulegen]
[Artikel 7 – Anhänge
Die folgenden Unterlagen, die dieser Vereinbarung beigefügt sind, sind Bestandteil dieser Vereinbarung:
Anhang 1
Beschreibung der Aktion
Anhang 2
Budget]
Artikel 8 – Inkrafttreten
Diese Vereinbarung tritt in Kraft, wenn die letzte der beiden folgenden Bedingungen erfüllt ist:
–
Unterzeichnung dieser Vereinbarung durch beide Vertragsparteien,
–
Annahme des entsprechenden Finanzierungsbeschlusses der Kommission.
Geschehen zu [Brüssel] in drei Originalen in englischer Sprache, zwei für die Kommission und eines für den Geber
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�	Nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe aa der Haushaltsordnung und Artikel 9 Absatz 2 der Finanzregelung für den 10. Europäischen Entwicklungsfonds kann „Geberland“ ein Mitgliedstaat der EU oder ein anderes Geberland, jeweils einschließlich seiner staatlichen und halbstaatlichen Einrichtungen, oder eine internationale Organisation im Sinne des Artikels 43 der Durchführungsbestimmungen sein.


�	Die Kommission wendet einen Prozentsatz von im Durchschnitt 4 % an. Je nach Art der durchzuführenden Aktion kann jedoch in hinreichend begründeten Fällen ein höherer Prozentsatz angewandt werden.
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